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Stellungnahme des Landeselternbeirats Hessen 

zur gemeinsamen Pressekonferenz mit GEW und Landesschülerrat (LSV) 

 

Digitale Bildung als verbindliche Aufgabe der Schule 

Die geplante Überführung des Faches „Digitale Welt“ in den Ganztagsbereich ist aus Sicht 

des Landeselternbeirats Hessen ein falsches Signal. Digitale Kompetenzen sind keine frei-

willige Zusatzqualifikationen, sondern eine Grundvoraussetzung für gesellschaftliche Teil-

habe, berufliche Orientierung und demokratische Urteilsfähigkeit.  

Die ICILS-Studie 2023 zeigt, dass Deutschland bei den digitalen Kompetenzen von Acht-

klässlerinnen und Achtklässlern weiterhin lediglich im internationalen Mittelfeld liegt. 

Gleichzeitig weist die Studie darauf hin, dass die soziale Herkunft weiterhin einen erhebli-

chen Einfluss auf die Entwicklung digitaler Kompetenzen hat. Digitale Bildung ist daher 

eine zentrale Frage der Bildungsgerechtigkeit und darf nicht von individuellen familiären 

Möglichkeiten abhängen. 

Studien wie die ICILS-Studie 2023 oder die JIM-Studie 2024 belegen, dass digitale An-

wendungen längst zum Alltag von Jugendlichen gehören – doch Nutzung bedeutet nicht 

automatisch Kompetenz. Gerade die kritische Bewertung von Informationen, der Umgang 

mit Datenschutz, algorithmischen Entscheidungslogiken oder künstlicher Intelligenz erfor-

dern pädagogisch angeleitete Lernprozesse, die nicht dem Zufall familiärer Unterstützung 

überlassen werden dürfen. Die Verlagerung in den Ganztag würde genau diejenigen Schü-

lerinnen und Schüler benachteiligen, die am stärksten auf schulische Förderung angewie-

sen sind. Digitale Bildung darf nicht von der freiwilligen Teilnahme oder den familiären 

Voraussetzungen abhängen.  

Der Landeselternbeirat erwartet daher, dass „Digitale Welt“  verbindlich im regulären Un-

terricht verankert wird und nicht in weniger strukturierte Ganztagsangebote überführt wird.   

Dies entspricht auch der KMK-Strategie „Bildung in der digitalen Welt“ (2016, fortgeschrie-

ben). Diese sieht digitale Kompetenzen als verbindlichen Bestandteil schulischer Bildung 

vor und versteht digitale Bildung nicht als freiwilliges Zusatzangebot, sondern als integra-

len Bestandteil zeitgemäßer schulischer Bildung. 
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Zudem ist zu berücksichtigen, dass digitale Bildung auch die Vermittlung von Klimabildung 

umfasst. Dazu gehören Fragen des Energieverbrauchs digitaler Infrastrukturen, des Res-

sourcenverbrauchs digitaler Technologien und KI-Anwendungen sowie die gesellschaftli-

chen Auswirkungen des digitalen Wandels. Gleichzeitig müssen Schülerinnen und Schüler 

befähigt werden, die Folgen des Klimawandels zu verstehen, nachhaltige Entscheidungen 

zu treffen und digitale Technologien verantwortungsvoll einzusetzen. Diese Zukunftskom-

petenzen gehören in den verbindlichen Unterricht. Eine Verlagerung in den Ganztag würde 

die Verbindlichkeit dieser Inhalte schwächen – zum Nachteil der Schülerinnen und Schüler, 

deren Leben besonders stark vom Klimawandel geprägt sein wird. 

Zugleich wachsen die Anforderungen an digitale Basiskompetenzen im schulischen Alltag 

kontinuierlich, da immer mehr digitale Anwendungen und Plattformen verbindlich einge-

setzt werden sollen. Hierzu zählen unter anderem Lernplattformen, digitale Lernstandser-

hebungen oder Anwendungen wie die Berufswahl-App. Vor diesem Hintergrund entsteht 

ein Widerspruch, wenn einerseits digitale Anwendungen verbindlich genutzt werden, an-

dererseits jedoch die hierfür notwendigen Grundlagen nicht in gleicher Weise verbindlich 

im Unterricht abgesichert werden. Der Landeselternbeirat Hessen fordert daher landesweit 

verbindliche Standards für digitale Basiskompetenzen sowie eine klare und verlässliche 

Verankerung zentraler digitaler Anwendungen und Kompetenzen im Unterricht. 

Berufswahlportfolio: Technische, datenschutzrechtliche und pädagogische Fragen 

klären 

Die geplante verpflichtende Einführung des Berufswahlportfolios ab der Jahrgangsstufe 7 

setzt voraus, dass zentrale technische, datenschutzrechtliche und pädagogische Rahmen-

bedingungen verbindlich geregelt werden. Vor einer verpflichtenden Einführung müssen 

insbesondere Datenschutz, ein klares Rollen- und Rechtekonzept, ein verlässlicher Eltern-

zugriff, Barrierefreiheit, verbindliche Löschfristen, Datensicherheit, klare Verantwortlichkei-

ten sowie ausreichende Supportstrukturen gewährleistet sein. Unklar bleibt, welche außer-

schulischen Kompetenzen und Aktivitäten im Portfolio erfasst werden sollen und nach wel-

chen Kriterien dies erfolgen soll. Eine einheitliche und rechtssichere Handhabung an den 

Schulen erfordert hier konkrete Vorgaben, insbesondere auch zur Bewertung durch Lehr-

kräfte. 

Da das Portfolio als verbindliches digitales Instrument eingeführt werden soll, muss gleich-

zeitig sichergestellt werden, dass Schülerinnen und Schüler die hierfür notwendigen digi-

talen Kompetenzen erwerben und die Anwendung sinnvoll nutzen können.  

Darüber hinaus müssen die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie 

des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes (HDSIG) konsequent be 
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rücksichtigt werden. Entscheidend sind dabei insbesondere die Grundsätze der Datenmi-

nimierung, der Zweckbindung und der Transparenz. Es muss nachvollziehbar geregelt 

sein, welche personenbezogenen Daten erhoben werden, zu welchem Zweck diese ver-

arbeitet werden, welche Personen oder Stellen Zugriff erhalten und wer für die jeweiligen 

Prozesse verantwortlich ist. 

Bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern muss ein verlässlicher Elternzugriff ermög-

licht werden. Eltern müssen die Möglichkeit haben, die von ihren Kindern eingegebenen  

persönlichen Daten einzusehen, um ihre Erziehungsverantwortung wahrzunehmen. Dies 

ist insbesondere dann erforderlich, wenn sensible persönliche Angaben zu Bildungswe-

gen, Interessen oder beruflichen Perspektiven dokumentiert werden. 

Besondere Aufmerksamkeit erfordert die barrierefreie Nutzung des Portfolios, insbeson-

dere in Förderschulen. Zudem zeigt die Praxis, dass viele Schülerinnen und Schüler ihre 

Passwörter vergessen, was mit einem hohen administrativen Aufwand verbunden ist.  

Vor einer verpflichtenden Einführung müssen daher praktikable Verfahren für Zugänge, 

Wiederherstellungsmöglichkeiten und Supportstrukturen entwickelt werden, damit die di-

gitale Anwendung nicht zu zusätzlichen Belastungen für Schulen, Schülerinnen und Schü-

ler sowie Familien führt. 

Der Landeselternbeirat Hessen fordert daher verbindliche Regelungen zur Vermittlung di-

gitaler Medienkompetenzen, zur Barrierefreiheit und zur Elternbeteiligung. 

Eltern als Partner in der digitalen Bildung 

Erfolgreiche digitale Bildung kann nicht ohne eine systematische Einbindung der Eltern 

gelingen. Die aktuellen Erkenntnisse der Expertenkommission Kinder- und Jugendmedi-

enschutz des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend ver-

deutlichen, dass elterliche Unterstützung für einen wirksamen Kinder- und Jugendmedien-

schutz zentral ist. Die Kommission hebt ausdrücklich die Rolle und Bedeutung der Eltern 

sowie deren Unterstützungsbedarfe hervor. Gleichzeitig zeigt die Bestandsaufnahme er-

hebliche strukturelle Defizite: Es fehlt an einer zentralen Anlaufstelle für Eltern und Bil-

dungsanbieter, vorhandene Angebote sind unzureichend gebündelt und erreichen häufig 

vor allem jene Eltern, die bereits für Fragen der Medienerziehung sensibilisiert sind. Damit 

bleiben gerade Familien, die besonderen Unterstützungsbedarf haben, oftmals außen vor. 

Dies verschärft bestehende Ungleichheiten bei digitaler Teilhabe und Medienerziehung. 

Der gemeinsame Erziehungs- und Bildungsauftrag, wie er auch in der Hessischen Verfas-

sung verankert ist, muss gestärkt werden. Mit dem Kooperationsprogramm „elan“ beste-

hen bereits wichtige, ehrenamtlich getragene Strukturen für die Zusammenarbeit zwischen 

Elternhaus und Schule in Hessen. Diese sollten gezielter genutzt, ausgebaut und mit kla-

ren Aufträgen versehen werden, insbesondere wenn die Vermittlung von Medienkompe-

tenz in den Ganztag verlagert werden soll. 
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Sozialindex: Keine Kürzungen zulasten von Schulen und Familien 

Die geplante Neuberechnung des Sozialindex löst beim Landeselternbeirat Hessen Be-

denken aus. Die aktuell vorgesehenen Anpassungen drohen, schulformübergreifend zu 

spürbaren Belastungen zu führen – insbesondere in Großstädten und deren Einzugsge-

bieten, wo die Schülerschaft oft durch eine hohe Heterogenität und unterschiedliche sozi-

ale sowie sprachliche Voraussetzungen geprägt ist. Gleichzeitig erfahren diese Schulen 

häufig nur begrenzte Unterstützung aus den Elternhäusern, was den pädagogischen Auf-

trag zusätzlich erschwert. 

Der Landeselternbeirat Hessen hält es für erforderlich, den Sozialindex so weiterzuentwi-

ckeln, dass er eine tatsächliche Stärkung der betroffenen Schulen bewirkt. Eine Reduzie-

rung personeller Ressourcen würde diesem Ziel zuwiderlaufen. Stattdessen bedarf es zu-

sätzlicher Handlungsspielräume, um den spezifischen Herausforderungen vor Ort wirksam 

begegnen zu können. Zudem sollte in die Überlegungen einbezogen werden, dass es bis-

lang nicht in ausreichendem Maße gelingt, die Zahl der Schülerinnen und Schüler ohne 

Schulabschluss nachhaltig zu senken. Gerade vor diesem Hintergrund ist es von zentraler 

Bedeutung, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass Schulen gezielt unterstützt und 

nicht zusätzlich belastet werden. 

Der Landeselternbeirat Hessen fordert daher, die geplanten Maßnahmen zu überdenken 

und den Sozialindex im Sinne einer echten Chancengerechtigkeit weiterzuentwickeln. Eine 

primär haushaltspolitische Betrachtung greift zu kurz und wird der bildungspolitischen 

Tragweite der Entscheidung nicht gerecht.   

 

Investitionen in Bildung und Teilhabe statt Kürzungen 

Der Landeselternbeirat Hessen betont, dass Bildung und soziale Teilhabe keine Kosten-

faktoren, sondern Zukunftsinvestitionen sind. Hessens Kinder und Jugendliche verdienen 

verlässliche Rahmenbedingungen – für eine gerechte, digitale und ökologisch verantwor-

tungsvolle Gesellschaft. Digitale Bildung muss als verbindliche Aufgabe der Schule ver-

standen und umgesetzt werden. Die Neugestaltung des Sozialindex muss Schulen stär-

ken, nicht schwächen. Und die Einführung digitaler Instrumente wie des Berufswahlportfo-

lios muss technisch, datenschutzrechtlich und pädagogisch abgesichert sein. 

Zugleich warnt der Landeselternbeirat Hessen vor den bekannt gewordenen Vorschlägen 

zu massiven Kürzungen im Sozialbereich. Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf 

Unterstützung entsprechend ihres individuellen Bedarfs. Dieses Prinzip ist Grundlage von 

Inklusion, Bildungsgerechtigkeit und gesellschaftlicher Teilhabe. Bereits heute erleben 

viele Familien, dass notwendige Hilfen nicht oder nur eingeschränkt zur Verfügung stehen. 
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Weitere Einschnitte würden diese Situation erheblich verschärfen. Der Landeselternbeirat 

Hessen fordert Bund und Länder daher auf, von Kürzungen im Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe sowie bei Leistungen zur Teilhabe Abstand zu nehmen und stattdessen die 

soziale Infrastruktur nachhaltig zu stärken. 

Der Landeselternbeirat Hessen steht für weitere Fragen und Interviews zur Verfügung. 
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